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Deutschlandbesuch

Milliarden-Verträge 
mit China

Berlin (dpa). Kanzlerin Angela Merkel 
(CDU) ist mit Chinas Vize-Premiermi-
nister Li Keqiang zusammengetroffen. 
Bei dem Gespräch ging es um Themen 
von der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit bis zum Menschenrechtsdialog. 
Anschließend wurden Geschäfte im Ge-
samtwert von 8,7 Milliarden Euro ver-
einbart. Größter Posten ist ein Beschaf-
fungsprogramm von VW im Wert von 
rund 2,6 Milliarden Euro. 
  Leitartikel/Seite 3

Mehr Geld für Hartz-IV-Wohnungen
Sozialgericht Dresden bezeichnet Kriterien für die Angemessenheit des Wohnraums als rechtswidrig

Dresden (DNN/tha). Das Sozialgericht 
Dresden hält die vom Stadtrat beschlos-
senen Kriterien für die Angemessenheit 
von Wohnraum bei Hartz-IV-Empfän-
gern für rechtswidrig. Das geht aus zwei 
jetzt veröffentlichten Urteilen der 29. 
Kammer des Gerichts unter Vorsitz von 
Anja Krüger hervor. Hartz-IV-Empfän-
ger, die wegen unangemessenem Wohn-
raum einen Teil der Miete selbst tragen 
müssen, können eine Überprüfung ihrer 
Bewilligungsbescheide beantragen und 
auf erhebliche Nachzahlungen hoffen.

Krüger schreibt in ihren Urteilen, 
dass die Stadt mit der Angemessen-
heitsprüfung gegen die vom Bundesso-
zialgericht festgelegten Kriterien ver-
stößt. So seien die Mietpreise allein für 
zwischen 1946 und 1990 errichtete Ge-
bäude ermittelt worden, die einen Groß-
teil des Wohnungsbestandes einfachen 
Standards ausmachen würden.

Da die Stadt über kein schlüssiges 
Konzept für die Angemessenheitsprü-

fung verfüge, müsse das Gericht eine 
Obergrenze für die Angemessenheit von 
Wohnraum ermitteln. Die Kammer 
schlägt vor, sich an der Wohngeldtabelle 
zu orientieren und die dort angegebe-
nen Werte um einen Zuschlag von zehn 

Prozent zu erhöhen. Erhält laut Stadt-
ratsbeschluss ein Ein-Personen-Haus-
halt 252,45 Euro Zuschuss zur Kaltmie-
te, sind es laut Urteil 363 Euro. Bei zwei 
Personen zahlt die Stadt 336,60 Euro, 
laut Urteil müsste es 442 Euro geben. 

Bei drei Personen müssten 527 Euro 
statt nur 420,75 Euro gezahlt werden, 
bei vier Personen 611 Euro statt 476,85 
Euro. Allerdings sind die vom Jobcenter 
gezahlten Zuschüsse zur Kaltmiete mit 
den Werten aus der Wohngeldtabelle 
nicht vollständig vergleichbar, weil in 
den Beträgen unterschiedliche Betriebs-
kostenzuzahlungen enthalten sind.

Die Urteile sind laut Rechtsanwalt Se-
bastian Stücker noch nicht rechtskräf-
tig. Er rechnet damit, dass die Stadt in 
Berufung vor dem Landessozialgericht 
gehen wird. „Ich empfehle aber allen, 
die wegen unangemessenem Wohn-
raum in die eigene Tasche greifen müs-
sen und nicht die volle Miete gezahlt be-
kommen, eine Überprüfung ihrer 
Bewilligungsbescheide zu beantragen.“ 
Nur wer gegen die Bescheide vorgeht, 
könne mit einer Nachzahlung rechnen 
– wenn die Urteile des Sozialgerichts in 
den nächsten Instanzen halten.
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US-Finanzminister warnt
vor Pleite des Staates

Washington (dpa). Drastische Warnung 
an den US-Kongress: Finanzminister Ti-
mothy Geithner hat vor einem Staats-
bankrott gewarnt, sollten die USA ihre 
selbst gesetzte Schulden-Schallmauer 
durchbrechen. Dazu könnte es bereits im 
Frühjahr kommen, falls der Kongress 
nicht die derzeitige Obergrenze von 14,3 
Billionen Dollar (11 Billionen Euro) anhe-
be, mahnte Geithner in einem Brief an 
Abgeordnete. Bei Überschreitung des Li-
mits folge die Staatspleite mit „katastro-

phalen wirtschaftlichen Konsequenzen, 
die über Jahrzehnte zu spüren wären“.

Geithners Angaben zufolge haben sich 
die Schulden zu einem Berg von 13,95 
Billionen Dollar aufgetürmt. Wann genau 
die Grenze erreicht werde, sei unklar, 
wahrscheinlich zwischen 31. März und 
16. Mai. Das Finanzministerium könne 
„außergewöhnliche Maßnahmen“ ergrei-
fen, den Staatsbankrott aber nicht länger 
als acht Wochen verzögern. Bislang ist 
die Grenze stets erhöht worden.

Asphalt-Verband kritisiert
Flickschusterei auf den Straßen

Bonn/Dresden (DNN/maj). Viele Kom-
munen betreiben nach Ansicht des Deut-
schen Asphaltverbands beim Ausbes-
sern der Frostschäden in den Straßen 
reine Flickschusterei. „Die Schlaglöcher 
werden mit einer Asphalt-Kaltmischung 
zugemacht, aber das ist nur eine tempo-
räre Lösung – so wie eine provisorische 
Füllung beim Zahnarzt“, sagte Verbands-
sprecher Bernd Hinrichs. Spätestens im 
Frühling müsse dieser Kaltasphalt er-
setzt werden, sonst trete der Schaden 

nach kurzer Zeit wieder auf. „Das Pro-
blem ist, dass es in den Kommunen kein 
systematisches Erhaltungsmanagement 
gibt“, sagte er. Denn dann würden so 
gravierende Frostschäden, wie man sie 
zurzeit vielerorts sieht, gar nicht erst 
entstehen. Doch dafür fehle den klam-
men Kommunen das Geld. Der Absatz 
der Asphalthersteller sei 2010 um 15 
Prozent gesunken. Vor allem seitens der 
Kommunen habe es weniger Aufträge 
gegeben. 

Dioxin-Dosis 78 Mal so hoch wie erlaubt
Belastungen schon seit März bekannt / Verband: Milch nicht betroffen / Warnliste

Berlin/Kiel (dpa). Der Dioxin-
Skandal eskaliert: Verseuchtes 
Tierfutter ist schon viel länger 
im Umlauf als bekannt. Zudem 
war die Giftdosis bei neuen Pro-
ben vom Futterfetthersteller 
Harles und Jentzsch in Schles-
wig-Holstein knapp 78 Mal so 
hoch wie erlaubt, teilte das Kie-
ler Landwirtschaftsministerium 
gestern mit. Der Behörde liegen 
insgesamt bisher 30 Testergeb-
nisse vor. In 18 Fällen war der 
Grenzwert überschritten.

Bereits im März 2010 fand 
ein Labor in Industriefetten der 
Firma Dioxinwerte, die doppelt 
so hoch lagen wie der Grenz-
wert. Die Behörden erfuhren 
davon jedoch nichts. Gegen die Firma er-
mittelt die Staatsanwaltschaft. Das Agrar-
ministerium in Hannover, das mehrere 

Tausend niedersächsische Bauernhöfe 
sperren ließ, lässt nun prüfen, ob Fritteu-
senfett aus dem Ausland schuld war. Der 

Milchindustrieverband hat Be-
richte zurückgewiesen, auch 
Milch sei vom Dioxin-Skandal 
betroffen. Das entbehre jeder 
Grundlage. Die Slowakei ver-
hängte wegen des Dioxin-Skan-
dals ein vorübergehendes Ver-
kaufsverbot für Eier und 
Geflügelfleisch aus Deutschland. 

Die Hamburger Verbraucher-
zentrale veröffentlicht eine 
Warnliste auf ihrer Internetseite 
mit Erzeugercodes von Eiern, 
die nicht verzehrt werden soll-
ten: 2-DE-0513912 (Gewichtskl. 
XL); 3-DE-0514411 (nur braune 
Eier); 2-DE-0350372; 2-DE-
0355461; 3-DE-0312141; 2-DE-
0312142; 2-DE-0312151; 2-DE-

0350384; 1-DE-0508762 und 
2-DE-0508761. Eier aus Sachsen sind bis-
lang nicht betroffen.   Seite 3 

Kennzeichnung von Hühnereiern
Haltungsform
0 = Ökologische Erzeugung
1 = Freilandhaltung
2 = Bodenhaltung
3 = Käfighaltung

Herkunftsland
AT = Österreich
BE = Belgien
DE = Deutschland
IT = Italien
NL = Niederlande
ES = Spanien

Betriebsnummer
Stallnummer

Bundesland
01 = Schleswig-Holstein
02 = Hamburg
03 = Niedersachsen
04 = Bremen
05 = Nordrhein-Westf.
06 = Hessen
07 = Rheinland-Pfalz
08 = Baden-Württemberg
09 = Bayern
10 = Saarland
11 = Berlin
12 = Brandenburg
13 = Mecklenburg-Vorp.
14 = Sachsen
15 = Sachsen-Anhalt
16 = Thüringen

13968Quelle: BMELV

Das bedeutet der Erzeugercode auf dem Ei.  Grafik: dpa

Mit etwa 120 000 Besuchern hat die Ausstellung „Stein der Weis(s)en“ die Albrechts-
burg in Meißen im vergangenen Jahr aus dem Dornröschenschlaf geholt. Große Teile 

der Schau werden jetzt in eine Dauerausstellung übernommen, für die die Vorbereitun-
gen auf Hochtouren laufen.    Foto: Carola Fritzsche        Seite 20
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DRESDEN

Dresden (DNN). Immer mehr Dresdner 
steigen auf Rad und Bahn um. Das geht 
aus der jüngsten Verkehrserhebung der 
Stadt hervor, die in den Verkehrsent-
wicklungsplan einfließt. Stadtentwick-
lungsbürgermeister Jörn Marx (CDU)
will diesen Trend verstärken und Dres-
den zu einer Verkehrsmusterstadt ent-
wickeln. Seite 17

Dresdner steigen auf 
Rad und Bahn um

DRESDEN

Dresden (DNN/rare). Im Vorfeld der 
Lesung zum Buch „Deutschland schafft 
sich ab“ des früheren Bundesbankvor-
stands Thilo Sarrazin am Donnerstag 
nächster Woche in der Messe formiert 
sich in Dresden eine Protestwelle. Vor 
den Toren der Messe soll es ab 18.30 
Uhr eine Protestkundgebung mit rund 
einem Dutzend Initiativen geben. Das 
bestätigte Sebastian Vogel vom Auslän-
derrat auf DNN-Anfrage. So soll dem 
Redner ein brauner Teppich ausgerollt 
werden. Eine linke Aktion „wirbt“ mit 
dem Spruch „Dummheit ist vererbbar? 
Kein Sex mit Sarrazin!“. Der Auslän-
derbeirat will am Mittwoch die Band-
breite aller Aktivisten und Aktionen der 
Presse vorstellen. Seite 15

Protestwelle 
vor Lesung mit 

Sarrazin

SACHSEN

Dresden (dpa/sn). Tauwetter und Re-
gen lassen in Sachsen die Hochwasser-
gefahr weiter steigen. Für das Wochen-
ende werden steigende Pegelstände im 
Bereich der Alarmstufe zwei und ver-
einzelt sogar drei erwartet, sagte die 
Sprecherin des Umwelt-Landesamtes, 
Karin Bernhardt, am Freitag. Seite 4

Tauwetter und Regen 
lassen Pegel steigen
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Dresden (DNN). Für alle Fra-
gen rund um das Thema Kin-
derimpfung steht am kom-
menden Mittwoch, dem 12. 
Januar, der Radebeuler Kin-
derarzt Stefan Mertens am Te-
lefon bereit. In der Zeit von 12 

bis 14 Uhr ist die kostenlose Rufnummer 
0800-5892161 geschaltet.  Seite 17

Telefonforum rund 
um Kinderimpfungen

Hört sich doch gut an: 
China greift den schwä-
chelnden Euroländern un-
ter die Arme, indem es 
Staatsanleihen von den 
Sorgenkindern der euro-
päischen Gemeinschafts-
währung aufkauft. Und als 
Zugabe gibt es sogar noch 
Milliardenaufträge für die deutsche Wirt-
schaft, die das Wachstum obendrein anhei-
zen. Das ist kein Scherz, sondern Realität. 
Chinas Vize-Premier Li Keqiang hat die Wun-
dertüte gestern geöffnet. Als Retter in der Not 
sozusagen, der die taumelnden Industriestaa-
ten vor dem Kollaps bewahren könnte und die 
Deutschen als Zahlmeister der EU entlastet.

Die Mittel dazu haben die Chinesen jeden-
falls. 2,65 Billionen US-Dollar an Devisenre-
serven häuften sie bereits an. Soviel wie kein 
anderes Land in den vergangenen Jahren. 
Darum führt inzwischen kein Weg mehr an 
der Volksrepublik vorbei. Das Reich der Mitte 
hat sich durch seine ungeheure Zahlungskraft 
eindrucksvoll im Kreis der führenden Welt-
mächte zurückgemeldet, ganz zu schweigen 
von der militärischen Stärke. 

Aber wen wundert das? Pragmatisch und 
konsequent verfolgt das Reich der Mitte seine 
Ziele. Koste es, was es wolle und oft auch 
ohne Rücksicht. Egal, ob es sich um die Si-
cherung von Rohstoffen, den Aufbau moder-
ner Technologien durch Produktpiraterie oder 
die Ausbeutung der Wanderarbeiter in den 
Sonderwirtschaftszonen handelt: Seit der Re-
formpolitik Deng Xiaopings in den 70ern ord-
net die Volksrepublik dem Primat der Ökono-
mie fast alles unter, um auf diese Weise an 
Macht und Einfluss zu gewinnen. Deshalb 
stößt der angekündigte Aufkauf  europäischer 
Staatsanleihen sauer auf. Weil er der Anfang 
vom Ausverkauf sein könnte und an die hege-
moniale Politik europäischer Nationalstaaten 
im 20. Jahrhundert erinnert. 

Aber es hilft weder zu jammern, noch sich 
abzuschotten. Gerade die Exportnation 
Deutschland kann im weltweiten Monopoly 
vom Boom in Fernost durchaus profitieren, 
wie allein die Auftragseingänge in der Auto-
mobilindustrie zeigen. Made in Germany ist in 
China gefragt. Aber nur, solange die 
 Bundesrepublik mit Technologieführerschaft 
wuchern kann. Das ist die Chance, die die 
Unternehmen weiter nutzen müssen. Voraus-
gesetzt natürlich, dass die Wettbewerbsbe-
dingungen stimmen. Wer sich in Europa ein-
kaufen will, muss auch Gleiches im ei genen 
Land zulassen. Und wer unbeschränkte Ex-
porte einfordert, darf selbst keinen 
 Protektionismus leben und die eigene 
 Währung schwach halten. Das sind die be-
rechtigten deutschen Interessen, die China 
umsetzen muss, damit die Vorbehalte schwin-
den.

th.boss@dnn.de

Von Thilo Boss

Chancen  
mit China
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